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1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Stephan Wefelscheid (FREIE WÄHLER)
– Drucksache 18/2892 –

Corona-Überbrückungshilfe im Fall des „verbundenen Unternehmens“ – Kriterien für verbundene Unternehmen.

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/2892 – vom 4. April 2022 hat folgenden Wortlaut:

Die Bewilligung des Antrags auf Corona-Überbrückungshilfe ist an eine Vielzahl von Kriterien geknüpft. Eines davon, so geben es 
auch die FAQs der Bundesregierung zur Überbrückungshilfe 3 plus im Abschnitt 5.2 an, ist, ob es sich bei beantragenden Unter-
nehmen um sogenannte „verbundene Unternehmen“ handelt. Ist dies der Fall, so kann der gesamte Unternehmensverbund nur 
einen gemeinsamen Antrag auf Überbrückungshilfe stellen.
Dies ist zurückzuführen auf die „VON DER KOMMISSION ANGENOMMENE DEFINITION DER KLEINSTUNTER-
NEHMEN SOWIE DER KLEINEN UND MITTLEREN UNTERNEHMEN“ vom 6. Mai 2003 (2003/361/EG). Unter Artikel 
3 Abs. 3 werden die Kriterien aufgeführt, unter denen Unternehmen als verbunden gelten. So gelten „Unternehmen, die durch 
eine natürliche Person oder eine gemeinsam handelnde Gruppe natürlicher Personen miteinander in einer dieser Beziehungen 
stehen, gleichermaßen als verbundene Unternehmen, sofern diese Unternehmen ganz oder teilweise in demselben Markt oder in 
benachbarten Märkten tätig sind.“
Von diesem Passus ausgehend werden auch wirtschaftlich grundsätzlich voneinander unabhängige Unternehmen, bei denen jedoch 
eine familiäre Verbindung vorliegt, als verbunden betrachtet: „Familiäre Verbindungen gelten als ausreichend für die Schlussfolge-
rung, dass natürliche Personen gemeinsam handeln“ (FAQs der Bundesregierung, Abschnitt 5.2, Ziffer 23). Einschränkend ist hier 
jedoch bereits zu betrachten, dass eine Aktivität der Unternehmen auf dem gleichen Markt oder in verwandten Märkten (also nach 
Definition der Kommission auf unmittelbar vor- oder nachgeschalteten Märkten) vorliegt.
Dies wird durch verschiedene Urteile gestützt, auch wenn mitunter einschränkende Rahmenbedingungen genannt wurden. Hierzu 
der Tenor eines Urteils des Bundesfinanzgerichtshofs vom 27. Februar 2014 (Rechtssache C-110/13): „Artikel 3 Abs. 3 Unterabs. 4 
des Anhangs der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren Unternehmen ist dahin auszulegen, dass Unternehmen als „verbunden“ im Sinne dieses Artikels 
angesehen werden können, wenn die Prüfung der zwischen ihnen bestehenden rechtlichen und wirtschaftlichen Beziehungen er-
gibt, dass sie, vermittels einer natürlichen Person oder einer gemeinsam handelnden Gruppe natürlicher Personen, eine einzige 
wirtschaftliche Einheit bilden, auch wenn sie formal nicht in einer der in Art. 3 Abs. 3 Unterabs. 1 des Anhangs aufgeführten 
Beziehungen zueinanderstehen.“ Demnach verlange die Einstufung als „verbundenes Unternehmen“ eine Prüfung der rechtlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen, nach deren Ergebnis sie „eine einzige wirtschaftliche Einheit“ bilden.
Eine weitere Einschränkung der Einstufung als „verbundenes Unternehmen“ ist in der Empfehlung der Kommission Art. 3 Abs. 
5 zu finden. Demnach sei es Unternehmen freigestellt, „eine Erklärung zu ihrer Qualität als eigenständiges Unternehmen, […]“ 
abzugeben.
In der Praxis scheint diese Auslegung allerdings dazu geführt zu haben, dass bei gleicher Anschrift und gleichem Nachnamen (z. B. 
Vater/Sohn) automatisch von „verbundenen Unternehmen“ ausgegangen wird, ohne dass den Antragstellern der Gegenbeweis er-
möglicht wurde. Dies wirft Fragen auf.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Gibt es interne Verwaltungsrichtlinien zum Umgang mit der Problematik „verbundene Unternehmen“? 
2.	 Wenn ja, was besagen diese?
3.	 Werden Anträge auf Corona-Überbrückungshilfe aufgrund familiärer Beziehungen zwischen natürlichen Personen, die diese 

Anträge für ansonsten eigenständige Unternehmen stellen, ohne Detailprüfung abgelehnt?
4.	 Wenn ja, in welchen Fällen ist dies vorgekommen?
5.	 Inwieweit wird bei der Ablehnung solcher Fälle beachtet, dass für die Einstufung als „verbundenes Unternehmen“ auch zu be-

achten ist, ob die betreffenden Unternehmen auf demselben oder verwandten Märkten tätig sind?
6.	 Findet zum Zwecke der Einstufung eine Prüfung der „rechtlichen und wirtschaftlichen Beziehungen“ zwischen den Unterneh-

men statt, wie es etwa der Bundesfinanzhof in seinem Urteil vom 27. Februar 2014 fordert, wenn ja, wie wird diese durchgeführt?
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7.	 Inwieweit werden Erklärungen der Unternehmen, sie seien trotz familiärer Beziehungen jeweils eigenständig, voneinander 
unabhängig und daher nicht als „verbunden“ zu betrachten, bei der Bearbeitung der Anträge auf Corona-Überbrückungshilfe 
berücksichtigt?

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung 
mit angefügtem Schreiben beantwortet.
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